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86. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2009

am 25./ 26. November 2009 in Berchtesgaden

TOP 5.2

Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe

far Menschen mit Behinderungen

Antragsteller: alle Lander

Beschluss:

1.1 Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fur Arbeit und Sozi-

ales der Lander nehmen die Eckpunkte der Bund-Lander-Arbeitsgruppe zur Wei-
terentwicklung der Eingliederungshilfe und zur besseren Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen am Arbeitsleben (Anlage 1, Abschnitt 1), die die Beschlusse
der 84. und 85. ASMK konkretisieren und zu denen inhaltlich weitgehende Uber-
einstimmung mit den Verbanden erzielt wurde, zur Kenntnis. Sie bitten die Bun-
desregierung, zur Umsetzung der Eckpunkte den Entwurf eines Reformgesetzes
zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe so rechtzeitig vorzulegen, dass
dieses in dieser Legislaturperiode verabschiedet werden kann. Die Lander bieten
hierzu im Rahmen der bestehenden Bund-Lander-Arbeitsgruppe ihre Mitarbeit
an.

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fir Arbeit und Sozi-
ales der Lander betonen, dass es nicht Ziel des Reformvorhabens ist, Teilhabe-
maoglichkeiten und Leistungen der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Be-
hinderungen und deren Angehdrige einzuschranken, zu ihrem Nachteil zu kiirzen
oder wegfallen zu lassen. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und
Senatoren fur Arbeit und Soziales der Lander streben unbeschadet dessen eine
Kostenneutralitat an.

Wie bereits im Beschluss der 84. ASMK zum Ausdruck gebracht, ist fur die Wei-
terentwicklung der Eingliederungshilfe eine angemessene Beteiligung des Bun-

des an den Kosten anzustreben.
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1.2 Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fir Arbeit und Sozi-

ales der Lander bitten die Bundesregierung, gemeinsam mit den Landern parallel

zu den Gesetzgebungsarbeiten besonders folgende Fragestellungen, vertieft zu

bearbeiten:

Entwicklung von Mafl3staben fur praktikable, mdglichst bundesweit vergleich-

bare und auf Partizipation beruhende Verfahren der Bedarfsermittiung und des

Teilhabemanagements,

- Trennung der Leistungen zum Lebensunterhalt einschlie3lich Wohnen von
den Fachleistungen der Eingliederungshilfe,

- Forderung des (tragertbergreifenden) Personlichen Budgets,

- Forderung der Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt,

- Abgrenzung der Eingliederungshilfe zu Leistungen der Pflegeversicherung

und zur Hilfe zur Pflege.

Die Bearbeitung dieser Fragestellungen sollte so ziigig erfolgen, dass die Ergeb-

nisse in das Reformgesetzgebungsverfahren eingehen kdonnen.

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fir Arbeit und Sozi-
ales der Lander nehmen den Bericht der Bund-L&nder-Arbeitsgruppe ,Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen*® tiber die
Erdrterung der Vorschlage der Bund-Lander-Arbeitsgruppe mit den Verbanden
der Menschen mit Behinderungen, den Verbanden der Leistungsanbieter, den
Kommunalen Spitzenverbanden und den mitbetroffenen Sozialleistungstragern

(Anlage 2) zur Kenntnis.

Sie sind der Auffassung, dass damit die mit Beschluss vom 13./14.11.2008 for-

mulierten Ziele der Reform,

- Entwicklung zu einer personenzentrierten Teilhabeleistung durch eine starke-
re Bertcksichtigung der individuellen Bedarfe und Beachtung des Selbst-
bestimmungsrechtes der Menschen mit Behinderungen,

- Entwicklung eines durchlassigen und flexiblen Hilfesystems sowie

- Schaffung von Beschéftigungsalternativen zur Werkstatt fur behinderte Men-

schen



-3-

erreicht und die Teilhabeleistungen fir Menschen mit Behinderungen insgesamt

verbessert werden kdnnen.

Da die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe ihre volle Wirkung nur dann
entfalten kann, wenn sie sozialraumlich unterstitzt wird, ist fur die Ministerinnen
und Minister, Senatorinnen und Senatoren fur Arbeit und Soziales der Lander
bedeutsam, die inklusive Sozialraumgestaltung zu férdern. Sie beauftragen die
Bund-Lander-Arbeitsgruppe, insbesondere mit den Kommunalen Spitzenver-
banden Handlungsstrategien zum Auf- und Ausbau eines inklusiven Sozial-

raumes zu erarbeiten.

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fur Arbeit und Sozi-

ales der Lander bitten die Kultusministerkonferenz

- weitere Schritte fir mehr inklusive Bildung einzuleiten, damit behinderte Kin-
der von Anfang an mehr Chancen zur Ausbildung und fir das spatere Arbeits-
leben erhalten,

- unter Einbeziehung der Arbeits- und Sozialministerkonferenz und der Bun-
desagentur fur Arbeit einen Vorschlag fur ein berufliches Orientierungsver-
fahren fur Menschen mit Behinderungen zu erarbeiten, das bis zum Ende der

Schulzeit durchgefihrt wird.

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fur Arbeit und Sozi-
ales der Lander begrif3en die Entwicklung eines nationalen Aktionsplans zur
Umsetzung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen, der mit den verschiedenen Strategien und Mal3-
nahmen der Lander und Kommunen verzahnt werden sollte. Sie sehen darin ein
geeignetes Instrument, um den mittel- und langerfristigen Veranderungsbedarf in
der Behindertenpolitik, der Uber die Gesetzesanderungen hinausgeht, in einen
Gesamtzusammenhang zu stellen und alle Handlungsebenen und -akteure

— auch die Zivilgesellschaft — einzubeziehen.



6. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fur Arbeit und Sozi-
ales der Lander beauftragen die Bund-Lander-Arbeitsgruppe, der Arbeits- und

Sozialministerkonferenz 2010 tUber den Stand der Reformarbeiten zu berichten.

16:0: 0!
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! Protokollerklarung NW: NW tragt den Beschlussvorschlag hinsichtlich der angemessenen Be-
teiligung des Bundes an den Kosten der Eingliederungshilfe in der Weise nicht mit, dass insbesondere
zur Vermeidung einer neuen Form der Mischfinanzierung eine Steigerung des kommunalen Anteils
am allgemeinen Steueraufkommen einer unmittelbaren Bundesbeteiligung vorgezogen wird.
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86. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2009

am 25./ 26. November 2009 in Berchtesgaden

TOP 5.3

Inklusion von jungen Menschen mit Be-
hinderungen

Antragsteller: alle L&nder

Beschluss:

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren fir Arbeit und Sozia-
les der Lander nehmen den Zwischenbericht der Interkonferenziellen Arbeits-

gruppe zur Inklusion von jungen Menschen mit Behinderungen zur Kenntnis.

2. Vor dem Hintergrund der VN-Konvention Uber die Rechte von Menschen mit Be-
hinderung betonen die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren
fur Arbeit und Soziales der Lander den Gedanken der Inklusion und bekraftigen,
dass ein Anspruch auf ein inklusives Leben bereits im Kindes- und Jugendalter

besteht. Dazu mussen die entsprechenden Rahmenbedingungen gesetzt werden.

Dazu gehort insbesondere, dass

e Kinder und Jugendliche als ganzheitliche Personlichkeiten wahrgenommen
werden, deren Hilfe- und Unterstutzungsbedarfe — seien sie entwicklungs-
oder behinderungsbedingt — unter Berucksichtigung der Gesamtpersonlichkeit
des Kindes oder Jugendlichen abgedeckt werden,

e die Hilfen fur ein Kind oder einen Jugendlichen so weit wie moglich aus einer
Hand geleistet werden,

e Hilfeleistungen bedarfsgerecht, zielgenau und zeitnah erbracht werden.

3. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren flr Arbeit und Sozia-
les der Lander stellen fest, dass trotz gesetzlicher Abgrenzungsregelungen (insb.

§ 10 SGB VIII) divergierende Auffassungen der Sozialhilfe und der Kinder- und


vadder
Überreicht durch


-2-

Jugendhilfe die Leistungsgewahrung fur behinderte Kinder und Jugendliche er-
heblich beeintrachtigen und die Hilfen nicht immer zielgenau, bedarfsgerecht oder
sogar verzogert erbracht werden. Diese Schnittstellenproblematik muss geldst

werden.

4. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Lander halten
daher die Beauftragung und Einrichtung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe mit
der Jugend- und Familienministerkonferenz, dem Bund und den kommunalen
Spitzenverbanden flr erforderlich. Die Arbeitsgruppe soll die konkreten Schnitt-
stellen und die vor Ort entwickeltem Kooperationsformen zwischen Sozialhilfe und
Kinder- und Jugendhilfe sorgfaltig analysieren und Vorschlage entwickeln, wie er-
zieherische und behinderungsbedingte Hilfen nahtlos ineinandergreifen kdnnen.
Dafur sollen Eckpunkte und Rahmenbedingungen erarbeitet werden. Vor dem
Hintergrund der VN-Konvention Uber die Rechte von Menschen mit Behinderung
sowie den Schnittstellenproblemen sehen die Ministerinnen und Minister, Senato-
rinnen und Senatoren fur Arbeit und Soziales der Lander in der Zusammen-
fuhrung der Eingliederungshilfe fur Kinder und Jugendliche mit Behinderung unter
dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe einen denkbaren Ansatz. Mit einer solchen
Aufgabenverlagerung von der Sozialhilfe auf die Kinder- und Jugendhilfe waren
allerdings weitreichende finanzielle, organisatorische und personelle Konsequen-
zen fur den Verwaltungsvollzug in den Landern verbunden, die einer sorgfaltigen
Aufbereitung bedtrfen. Insbesondere sind die finanziellen Folgen sowie personel-
len und strukturellen Anforderungen zu uberprufen. Die Arbeitsgruppe soll zur

nachsten ASMK einen Bericht vorlegen.

5. Die Vorsitzende der ASMK wird gebeten, diesen Vorschlag der JFMK mitzuteilen
und sie zu bitten, der Einrichtung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe zuzu-

stimmen.

16:0:0
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Anlage 1

Bund-Lander-Arbeitsgruppe ,,Weiterentwicklung der Eingliederungs-
hilfe fir Menschen mit Behinderungen® der ASMK

Eckpunkte fir die Reformgesetzgebung Eingliederungshilfe im SGB XIlI

l. Vorbemerkung

Am 26. Marz 2009 ist in Deutschland das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen in Kraft getreten'. Leitbild ist eine inklusive Gesell-
schaft, in der alle Birgerinnen und Burger selbstbestimmt leben kdnnen. Uneingeschrankte
Gleichstellung, Selbstbestimmung, Teilhabe, umfassende Barrierefreiheit und Diskriminierungs-
freiheit sind die wichtigsten Aspekte, die bei der Umsetzung der Konvention zu beachten sind.
Gesetzliche Unterstiitzungsleistungen missen vom Selbstbestimmungsrecht des Menschen mit
Behinderungen ausgehen und orientieren sich zukiinftig ausschlieBlich am individuellen Bedarf.

Die Bundesrepublik Deutschland weist im Hinblick auf diese Ziele im internationalen Vergleich
einen hohen Standard auf. Bund und Lander werden die erfolgreiche Politik fir Menschen mit
Behinderungen der letzten Jahrzehnte weiterentwickeln, die u.a. ihren Ausdruck gefunden hat
in der Aufnahme eines Diskriminierungsverbotes im Grundgesetz, im SGB IX, in den Gleichstel-
lungsgesetzen des Bundes und der Lander und im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz. Der
Bund beabsichtigt, das Ubereinkommen in einer langfristigen Gesamtstrategie im Rahmen ei-
nes nationalen Aktionsplans in die nationale Behindertenpolitik umzusetzen.? Stand und Veran-
derungsbedarf in der Behindertenpolitik, die Uber das Rechtliche - besonders in den Sozialge-
setzblchern - hinausgehen, werden in einen Gesamtzusammenhang gestellt. Diese umfassen-
de Neuausrichtung bedarf der Zusammenarbeit aller Handlungsebenen - national, regional,
kommunal - sowie der professionellen und zivilgesellschaftlichen Akteure, insbesondere der
betroffenen Menschen mit Behinderungen selbst.

Das mit ASMK Beschluss von 2007 begonnene Projekt der Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe fir Menschen mit Behinderungen wird ein wichtiger Teil des nationalen Aktionsplans
werden. Dieses enthalt wichtige Impulse fir die Umsetzung der im Ubereinkommen konkreti-
sierten Prinzipien von unabhangiger Lebensfihrung und Einbeziehung in die Gemeinschaft, von

' BGBI. II, vom 31.12.2008, S. 1419 ft.

2 BR-Drs. 663/09
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inklusiver Bildung und Ausbildung, vom Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt, zum selbstbe-
stimmten Wohnen, zum Familienleben sowie zur erforderlichen persdnlichen Assistenz.®

Die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe kann aber nicht auf den gesetzgeberischen An-
satz im SGB XIll und andere Sozialgesetzbicher, insbesondere das SGB V, SGB VIIl und das
SGB XI, begrenzt werden. Vielmehr ist sie parallel durch strukturelle Veranderungen auf allen
relevanten Ebenen zu flankieren. Dazu gehéren Entwicklungsschritte der Lander und Kommu-
nen zur inklusiven sozialrdumlichen Gestaltung.

Inklusion als Leitidee flihrt zu einem Wandel in der Ausgestaltung sozialer Unterstlitzungsleis-
tungen. Besonders flr behinderte, hilfe- und pflegebedurftige Menschen muss eine verlassliche
und zugangliche (barrierefreie) soziale Dienstleistungsstruktur entwickelt werden. Der Perspek-
tivwechsel betrifft somit auch das gesamte professionelle System und letztlich jede Mitarbeiterin
und jeden Mitarbeiter in Verwaltungen, bei Leistungserbringern, in Verbanden und Selbsthilfe-
gruppen. Alle Akteure missen dazu beitragen, dass sich die Leitidee einer inklusiven Gesell-
schaft im Alltag weiterentwickelt.

Die von der ASMK eingesetzte Bund-Lander-Arbeitsgruppe hat in ihrem intensiven Dialog mit
den betroffenen Verbé&nden (siehe hierzu den Bericht zu den Ergebnissen der Verbédndeanhd-
rung) einen weitgehenden Konsens Uber die nachfolgenden Eckpunkte erzielen kénnen.

Il. Eckpunkte zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe fiir Menschen mit Behinde-
rungen*

Im Kern geht es um eine qualitative Weiterentwicklung des Rechts im SGB XII fir Menschen mit
Behinderungen zur vorrangigen Unterstiitzung einer individuellen Lebensfihrung im Lichte der
VN-Konvention. Fir Menschen mit hohem Unterstitzungsbedarf missen komplexe Leistungen
gesichert sein.

¢ Neuausrichtung der Eingliederungshilfe

Die Eingliederungshilfe wird unter Beibehaltung der Grundsatze von Erforderlichkeit, Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit neu ausgerichtet. Dabei steht - orientiert an der VN-

4 Im Folgenden Eingliederungshilfe
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Konvention - der Mensch mit Behinderungen mit seinem Recht auf Selbstbestimmung im

Vordergrund:

Die Eingliederungshilfe wird von einer Uberwiegend einrichtungszentrierten zu einer
personenzentrierten Hilfe. Es ist ein Verfahren zu etablieren, das den Menschen mit
Behinderungen in seiner Situation ganzheitlich erfasst, ihn aktiv einbezieht und sein
Wunsch- und Wahlrecht beachtet (Teilhabemanagement).

Damit der Mensch mit Behinderungen seine notwendigen Unterstitzungsbedarfe
wohnortnah decken kann und Wahlmdéglichkeiten zwischen Leistungserbringern be-
stehen, sind die notwendigen Beratungs- und Unterstitzungsangebote auf regionaler
Ebene zu entwickeln (Sozialraumorientierung).

Die Gesamtverantwortung fur die Steuerung der Teilhabeleistung — von der Bedarfs-
feststellung bis zur Wirkungskontrolle — obliegt den Tragern der Sozialhilfe.

Zur Sicherstellung der Qualitat ist eine Wirkungskontrolle der Leistungserbringung zu
etablieren.

Um die Beschéaftigungschancen von Menschen mit Behinderungen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt zu erhéhen, wird ein berufliches Orientierungsverfahren einge-
fuhrt.

Wesentlich behinderte Menschen erhalten die Mdglichkeit, ihre Bedarfe nicht nur in
einer anerkannten Werkstatt flir behinderte Menschen, sondern auch bei anderen
Anbietern oder in anderer Form zu decken.

e Personenzentrierte Hilfe

Die notwendige Unterstitzung des Menschen mit Behinderungen orientiert sich nicht
mehr an einer bestimmten Wohnform. Die Charakterisierung von Leistungen der Ein-
gliederungshilfe in ambulante, teilstationare und stationare MaBnahmen der Einglie-
derungshilfe entféllt daher.

Auch das Leistungsspektrum zur Teilhabe am Arbeitsleben wird von einer einrich-
tungsorientierten zu einer personenzentrierten Leistung ausgerichtet.

Es ist sichergestellt, dass der Bedarf des Menschen mit Behinderungen individuell,
bedarfsgerecht und umfassend gedeckt wird. Die Bedarfsermittlung und -feststellung
erstrecken sich auf alle Lebenslagen des Menschen mit Behinderungen. Die Kriterien
der Bedarfsermittiung werden nach bundeseinheitlichen MaBstaben entwickelt®.

° Vgl. Empfehlungen des Deutschen Vereins fir 6ffentliche und private Firsorge zur Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der
Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen
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- Die bisherigen Regelungen zur Zumutbarkeit sind nicht mehr erforderlich. Das
Wunsch- und Wahlrecht wird weiterhin gewahrleistet.

- Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden - bei weiterhin offenem Leistungskata-
log - als individuelle Fachleistungen® ausgestaltet. Die vertragsrechtlichen Regelun-
gen sind zu Regelungen Uber die Vereinbarung zum Inhalt und zur Finanzierung der
Leistungen der Eingliederungshilfe umzugestalten’. Dazu gehért auch bei Bedarf die
Beratung und Unterstitzung des Menschen mit Behinderungen zur Sicherung einer
ganzheitlichen Inanspruchnahme der Leistungen.

- Wie Menschen ohne Behinderungen erhalten die Menschen mit Behinderungen da-
neben existenzsichernde Leistungen zum Lebensunterhalt und Leistungen zum Woh-
nen.

e Teilhabemanagement, Partizipation, Personal

- Der Mensch mit Behinderungen wird wahrend des gesamten Prozesses im Rahmen
eines Teilhabemanagements im erforderlichen Umfang unterstitzt und begleitet. Das
Teilhabemanagement ist ein partizipatives Verfahren, das auf dem ermittelten und
festgestellten individuellen Bedarf des Leistungsberechtigten basiert, die durchzuftih-
renden notwendigen MaBnahmen erfasst und wirkungsorientiert die Qualitat steuert.
Dadurch werden auch die Bedarfsfeststellung, die Leistungen sowie die Finanzierung
fr den Betroffenen transparent und nachvollziehbar. Es wird eine "Zielvereinbarung"
geschlossen. Diese Vereinbarung zwischen dem Leistungstrdger und dem Leis-
tungsberechtigten ist zeitlich zu befristen und nach MaBgabe des sich ggf. veran-
dernden Bedarfs anzupassen.

- Der Mensch mit Behinderungen hat die Mdglichkeit, in jedem Verfahrensabschnitt
neben seiner rechtlichen Betreuerin oder seinem rechtlichen Betreuer und seinen
Angehdrigen eine Person seines Vertrauens zu den Gesprachen hinzuzuziehen. Die
Art der Partizipation ist ausdrticklich zu regeln.

- Verschiedene mdgliche Leistungsformen werden entsprechend dem zu deckenden
Bedarf gleichwertig zur Wahl gestellt. Weil Eigenverantwortung und Selbstbestim-
mung durch die Leistungsform des Persénlichen Budgets in besonderer Weise gefér-
dert werden, soll diese Leistungsform von Beginn an aktiv und verstarkt angeboten
werden.

6 Der Begriff dient der inhaltlichen Abgrenzung von Eingliederungshilfe und Lebensunterhalt bzw. Wohnen.

siehe dazu im Einzelnen die Darlegungen des Vorschlagspapiers zur ASMK 2008, Abschnitt Il, Ziffer 2.4, die im Rahmen der
Anhérung auf keine Bedenken gestoBen sind.
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Einzelne einfache, regelmaBig wiederkehrende Bedarfe kénnen mit Zustimmung des
Menschen mit Behinderungen auch durch Geldpauschalen abgedeckt werden (z.B.
Foérderung der Mobilitat).

e Gesamtsteuerungsverantwortung des Tragers der Sozialhilfe

Der Trager der Sozialhilfe stellt den Menschen mit Behinderungen mit seinen Bedar-
fen, seiner persénlichen Lebensplanung und seinem Wunsch- und Wahlrecht in den
Mittelpunkt.

Um die auf die Person ausgerichtete Eingliederungshilfe steuern zu kénnen, erhalt
der Trager der Sozialhilfe eine besondere trageribergreifende Koordinations- und
Strukturverantwortung, die er unter Einbindung des Menschen mit Behinderungen
wahrnimmt. Im Interesse des Menschen mit Behinderungen erfolgt eine gesetzliche
Regelung, dass der Trager der Sozialhilfe bei Leistungstrager-ibergreifenden Be-
darfskonstellationen im Auftrag und im Namen der anderen beteiligten - auch vorran-
gigen - Leistungstrager handeln kann (,Beauftragter®). Das schlie3t die Regelungen
Uber Vorleistungspflichten des Sozialhilfetragers ein.

Der Trager der Sozialhilfe wirkt darauf hin, dass bedarfsgerechte Angebote fiir Men-
schen mit Behinderungen in seinem Verantwortungsgebiet zur Verfligung stehen. Um
das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen mit Behinderungen zu stérken, sollte ih-
nen eine Auswahl aus verschiedenen Angeboten mdglich sein.

Sowohl die Aufgaben im Rahmen des Teilhabemanagements wie auch die Koordina-
tion aufeinander abgestimmter Leistungen erfordern bei den Sozialhilfetragern eine
auf diese neuen Aufgabenstellungen ausgerichtete Organisationsentwicklung und
Personalausstattung. Dazu gehdrt auch der Aus- und Aufbau von erforderlichen Be-
ratungsstrukturen. Hierbei sollen vorhandene Beratungsstrukturen, z.B. die Gemein-
samen Servicestellen, genutzt werden.

e  Forderung individueller Wohnformen und inklusiver Sozialraum

Die Neuausrichtung der Eingliederungshilfe muss durch den Aus- und Aufbau sozial-
raumlicher Unterstitzungsstrukturen begleitet werden. Wesentliche Elemente des
Sozialraums sind die Barrierefreiheit, ehrenamtliche Strukturen, ,Hilfe-Mix-Strukturen®
wohnortnahe Begegnungs- und Beratungsstrukturen, eine Vielfalt an Wohnformen,
Fachdienste zur Sicherstellung der Versorgung und zur Erbringung der fachlichen
Leistungen sowie Netzwerkstrukturen. Familidre Strukturen sind zu unterstitzen. Um
bedarfsgerechte Leistungen erbringen zu kénnen, ist eine Kooperation der Leistungs-
trager und -anbieter unabdingbar. Zur Realisierung eines inklusiven Sozialraums sind
auch Regelungen in den Landern erforderlich. Der schon bestehende Prozess zur

5
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Schaffung eines inklusiven Sozialraums - auch im Rahmen der Daseinsvorsorge -
wird zlgig fortgesetzt, damit so schnell wie méglich ausreichende Grundstrukturen
vorhanden sind.

- Die Konversion stationdrer Einrichtungen wird unterstitzt. Bei Zweckanderungen von
Einrichtungen sollen Rickforderungen von Zuwendungen vermieden und Wege ge-
funden werden, negative betriebswirtschaftliche Konsequenzen fir den Einrichtungs-
trager abzufedern.

Wirkungskontrolle

Es bedarf einer Wirkungskontrolle sowohl gegeniber den Leistungsberechtigten als auch
auf der Vertragsebene. So ist festzustellen, ob und in welchem MaBe die jeweiligen indivi-
duellen Leistungen und die vertraglich vereinbarten Leistungen geeignet sind, die verein-
barten Ziele der Eingliederungshilfe zu erreichen. Hierflr sind konkrete Kriterien zu erarbei-
ten. Die vereinbarten Eingliederungs- und Teilhabeziele sind Grundlage der Wirkungskon-
trolle bei den Leistungserbringern.

Verhaltnis Eingliederungshilfe und Pflege

In der 17. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages sind einerseits die Wechselwir-
kungen eines neuen Pflegebedirftigkeitsbegriffs sowie des Neuen Begutachtungs-
Assessments in der Pflegeversicherung auf die Hilfe zur Pflege und auf die Eingliederungs-
hilfe, andererseits auch die neuen Ansatze der Reform der Eingliederungshilfe (z.B. Perso-
nenzentrierung, Kriterien zur Bedarfsermittlung) auf die Pflegeversicherung in die Diskussi-
on gesetzgeberischer Aktivitdten einzubeziehen. Es ist sinnvoll, die beiden Prozesse mit-
einander zu verkndpfen. Auf den Beschluss und den Bericht zur Umsetzung des Pflegebe-
durftigkeitsbegriffs (siehe TOP ... der 86. ASMK) wird verwiesen.

Berufliches Orientierungsverfahren (Ubergang Schule/Beruf)

- Alle Schilerinnen und Schuler mit Behinderungen an Férder- und Regelschulen mit ei-
nem sonderpadagogischen Férderbedarf nehmen mit einem angemessenen zeitlichen
Abstand vor ihrer Schulentlassung an einem individuellen beruflichen Orientierungsver-
fahren im Hinblick auf die Teilhabemdglichkeiten am Arbeitsleben teil. Das Verhéltnis zu
den bisherigen Instrumenten (z.B. Eingangsverfahren WfoM, Verfahren vor dem Fach-
ausschuss, DIA-AM — Diagnose der Arbeitsmarktféhigkeit besonders betroffener behin-
derter Menschen) ist neu zu bestimmen. Vorrangiges Ziel ist eine Integration in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt.
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Damit werden auch fiir den Personenkreis der schwerstbehinderten Menschen mit sehr
hohem Unterstiitzungsbedarf die Chancen auf ihre Teilhabe am Arbeitsleben

Zur Abklarung von Stérken, Bedurfnissen und Winschen sollen Praktika vorrangig in
Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes durchgefiihrt, begleitet und evaluiert werden.
Ergebnis des beruflichen Orientierungsverfahrens ist die Klarung des weiteren berufli-
chen Werdegangs des jungen Menschen mit Behinderungen in Abstimmung mit ihm,
den Erziehungsberechtigten und dem zustandigen Leistungstrager. Neben den Schile-
rinnen und Schilern mit Behinderungen sind Erziehungsberechtigte, Lehrkrafte, Bun-
desagentur fur Arbeit, Trager der Sozialhilfe und Jugendhilfe sowie Integrationsfach-
dienste angemessen zu beteiligen. Zudem sind verstérkt Kooperationen mit regionalen
Betrieben aufzubauen.

Die wahrend der Schulzeit begonnene qualifizierte Integrationsbegleitung soll nach der
Schulentlassung, sofern erforderlich, zielgerichtet fortgefihrt werden.

Beim beruflichen Orientierungsverfahren handelt es sich um eine Aufgabe, bei der
Schule und Bundesagentur fir Arbeit eine gemeinsame Verantwortung mit jeweils eige-
nen Zustandigkeiten haben. Die inhaltliche Ausgestaltung und Federfiihrung bedirfen
noch der Abstimmung mit der Kultusministerkonferenz und der Bundesagentur fir Ar-
beit. Gute Beispiele in einigen Landern bilden eine geeignete Grundlage fiir weiterge-
hende Uberlegungen und Absprachen.

Auch sind unter Beteiligung der Bundesagentur fir Arbeit auf Landerebene Regelungen
zur Umsetzung zu treffen. Hierzu ist auch eine gesetzliche Verankerung dieser neuen
Aufgabe der Bundesagentur fiir Arbeit erforderlich.

Berufliche Teilhabe auf Arbeitsplatzen des allgemeinen Arbeitsmarktes

Um die Chancen fiir Menschen mit Behinderungen, die heute als werkstattbedrftig gelten,

auf eine sozialversicherungspflichtige Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu

erhdhen, ist es notwendig, einen dauerhaften Nachteilsausgleich leisten zu kénnen.

Teilhabe wesentlich behinderter Menschen am Arbeitsleben

Das Leistungsspektrum zur Teilhabe am Arbeitsleben wird von einer einrichtungsorien-
tierten zu einer personenzentrierten Leistung ausgerichtet. Der Rechtsanspruch richtet
sich kunftig auf die Leistung.

Im Zweifel stellt der Trager der Rentenversicherung fest, ob auf nicht absehbare Zeit ei-
ne volle Erwerbsminderung vorliegt.

Anstelle der heute im SGB IX beschriebenen Leistungen im Eingangs-, Berufsbildungs-
und Arbeitsbereich werden Leistungsmodule definiert, die der Mensch mit Behinderun-
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gen unabhéangig vom Ort und Trager der Leistungserbringung — auch in Form eines Per-
s6nlichen Budgets — in Anspruch nehmen kann.

- Die Leistung kann durch anerkannte Werkstétten fir behinderte Menschen sowie ,ande-
re Leistungserbringer” erbracht werden. Die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen
und der arbeitsrechtliche Status sind dann unabhangig vom Ort und Trager der Leis-
tungserbringung.

- Anerkannte Werkstétten fur behinderte Menschen muissen (weiterhin) alle Module vor-
halten (fachliche Anforderung wie bisher). Andere Leistungserbringer kénnen einzelne
Module anbieten, die geeignet sind, die Teilhabe am Arbeitsleben auBerhalb der Werk-
statt zu férdern. Die fachlichen Anforderungen an ,andere Leistungserbringer sollen
den vergleichbaren Anforderungen an Werkstatten entsprechen.

- Esistim SGB IX eine Klarstellung vorzunehmen, dass der Anspruch auf Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben flir Menschen mit Behinderungen spatestens mit dem Bezug
einer Regelaltersrente endet. Die Menschen mit Behinderungen haben dann einen An-
spruch auf die fir die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft vorgesehenen Leistun-
gen (z.B. eine Tagesstrukturierung).

e Ubergangsregelungen

Da die Neuausrichtung der Eingliederungshilfe sowohl in rechtlicher als auch in praktischer
Hinsicht einen Systemwechsel bedeutet, werden fiir die praktische Umsetzung Ubergangs-
regelungen geschaffen. Das Reformvorhaben hat nicht zum Ziel, bedarfsgerechte Teilha-
bemdglichkeiten und Leistungen der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen
und deren Angehdrige einzuschranken, zu ihnrem Nachteil zu kiirzen oder wegfallen zu las-
sen. FUr bisher Leistungsberechtigte wird es eine Besitzstandsregelung geben.

lll. Hinweise zu finanziellen Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen zu den vorgenannten Eckpunkten kénnen zum jetzigen Zeitpunkt nur
in der Tendenz benannt werden.

Die Struktur der Vorschlage beinhaltet Einsparpotentiale dadurch, dass Leistungen effizienter
erbracht werden kénnen und eine zielgenauere Zugangssteuerung erfolgen wird. Zum Anderen
kann es aber auch zu Kostensteigerungen durch eine erhéhte Inanspruchnahme von Leistun-
gen und durch einen erhéhten Planungs-, Steuerungs- und Beratungsaufwand kommen. Unter-
suchungen in einzelnen Bundeslandern deuten darauf hin, dass die oben bezeichneten Steige-
rungen bzw. Einspareffekte sich die Waage halten.

Steuerung und Vertragsrecht



Teilhabemanagement

Die Einrichtung eines flachendeckenden und ganzheitlichen Teilhabemanagements nach
den Vorgaben der Eckpunkte erfordert einen héheren organisatorischen und personellen
Einsatz. Es ist zu bedenken, dass eine nicht angemessene Personalausstattung des Teil-
habemanagements deutliche Mehrausgaben bei den Leistungsarten auslésen bzw. ein
maogliches Abflachen des Kostenzuwachses verhindern wirde.
Gesamtsteuerungsverantwortung

Zur Ubernahme der Gesamtsteuerungsverantwortung der Trager der Sozialhilfe gehért die
Entwicklung von Netzwerkplanung, Systemplanung, 6rtlicher/Uberdrtlicher Bedarfsentwick-
lungsanalysen und Angebotssteuerung. Darliber hinaus kann eine leistungstrageribergrei-
fende Rahmenbedarfsentwicklungsanalyse sinnvoll sein.

Abgrenzung individueller Fachleistungen und Leistungen zum Lebensunterhalt

Mit der Konzentration auf qualitatsgesicherte und individuell bedarfsgerechte Fachleistun-
gen werden bisherige institutionsbezogene Finanzierungen, soweit sie nicht fir die konkrete
Fachleistung unverzichtbar sind, obsolet. Dies wirkt finanziell entlastend. Je nach gesetzli-
cher Ausgestaltung der Abgrenzung der Leistungen zum Lebensunterhalt (einschlieBlich
Wohnen) gegenlber der Fachleistung (Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege) ist mit an-
deren Auswirkungen der Kostenbeteiligung fir Menschen mit Behinderungen zu rechnen
und mit dementsprechenden Be- oder Entlastungen fiir die Leistungstrager. Diese Fragen
sind, z.B. Uber Modellrechnungen, in dem Begleitprojekt 2 zu klaren.

Teilhabe am Arbeitsleben

Ubergang Schule / Beruf (Implementierung eines beruflichen Orientierungsverfahrens)

Zur Bezifferung finanzieller Auswirkungen ist zunéchst die Klarung der Zusténdigkeit fur die
Steuerung und Koordination des neuen Verfahrens und der konkreten Ausgestaltung erfor-
derlich.

Teilhabe wesentlich behinderter Menschen am Arbeitsleben

Die Auswirkungen dieser Eckpunkte betreffen das Eingangsverfahren, den Berufsbildungs-
bereich und den Arbeitsbereich. Kostenauswirkungen entstehen daher sowohl fir die Sozi-
alhilfetréager als auch fur die zustéandigen Sozialleistungstrager fir das Eingangsverfahren
und den Berufsbildungsbereich. Der Wettbewerb unterschiedlicher Leistungserbringer kénn-
te zu Kosteneinsparungen flihren; andererseits wird die Zahl der Nutzerinnen und Nutzer
leicht steigen.

Durch die personenzentrierte Ausrichtung der Werkstattleistungen wird die Zahl der Perso-
nen, flr die die Sonderregelung im Rentenversicherungsrecht gelten, steigen (z.B. auch
durch die Einbeziehung der Leistungsberechtigten in den jetzigen ,sonstigen Beschéafti-
gungsstatten®). Allerdings kénnen damit mehr Personen im Alter fir ihren notwendigen Le-
bensunterhalt vollstandig oder weit Gberwiegend selbst aufkommen.
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Inklusiver Sozialraum

Die sozialrdumliche Entwicklung ist fir alle Lebensbereiche gleichermaBen erforderlich, vor
allem aber fir das Wohnen, die Inanspruchnahme von 6ffentlichem Personennahverkehr, dem
Einkaufen und den Mdglichkeiten zur Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft. Aufgrund er-
heblicher regionaler Entwicklungsunterschiede sind bundesweit keine konkreten Kostenfolgen
zu benennen. Die einzusetzenden finanziellen Mittel sind noch zu konkretisieren (Begleitpro-
jekt).

Die Herstellung und Gewahrleistung von Barrierefreiheit ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe und nicht nur alleinige Aufgabe der Kommunen oder anderer ,6ffentlicher Stellen® in ihrem
Zustandigkeitsbereich. Der ,Nutzen® von Barrierefreiheit ist nicht auf Menschen mit Behinde-
rungen beschrankt, sondern kommt auch vielen anderen Personenkreisen zugute. Es wird da-
her erwartet, dass der gesamtgesellschaftliche Mehrwert die erforderlichen Ausgaben (ber-
steigt.

IV. Begleitprojekte zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe

Um die beabsichtigte Reform der Eingliederungshilfe zu begleiten, die weitere Entwicklung in
der Behindertenpolitik zu férdern und die Ausgaben zu konsolidieren, werden Bund-Lander-
Begleitprojekte durchgefihrt, die unterschiedliche Aspekte bearbeiten.

Folgende Fragestellungen sind parallel zu den Gesetzgebungsarbeiten aufzuarbeiten, sodass
die jeweiligen Ergebnisse noch in den Gesetzgebungsprozess einflieBen:

1. Vereinheitlichung der Bedarfsermittlung sowie Férderung von mehr Selbstbestim-
mung und Beteiligung im Leistungsverfahren

Ein wichtiger Baustein des Begleitprojekts ist die Entwicklung von Standards fir praktikab-
le, méglichst bundesweit vergleichbare und auf Partizipation beruhende Teilhabeverfahren,
an denen Uber die Trager der Sozialhilfe alle Rehabilitationstrager im SGB IX teilnehmen.
Darlber hinaus sind Konferenzen zur Entwicklung lokaler und regionaler Teilhabe- und Be-
ratungsstrukturen im Sozialraum vorgesehen.

Ziel ist die Entwicklung von bundeseinheitlichen tragertbergreifenden MaBstaben zur Be-
darfsermittlung und Teilhabeplanung fir alle Leistungen der Rehabilitation. Diese sollen
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sich an den ICF-Vorgaben der WHO orientieren® und die Entwicklungen in der Pflegeversi-
cherung [Neues Begutachtungs - Assessment (NBA)] einbeziehen.

2. Zuordnung von Leistungen

Die mit der Trennung der Fachleistung der Eingliederungshilfe einerseits und der existenz-
sichernden Leistungen zum Lebensunterhalt und Wohnen andererseits verbundenen not-
wendigen Abgrenzungen werden erarbeitet. Dabei sollen insbesondere

e die bisher in der stationaren Einrichtung erbrachten Leistungen dem Lebensunterhalt
und Wohnen bzw. der Fachleistung der Eingliederungshilfe zugeordnet werden,

e darlber hinausgehende Bedarfe, die bisher im Rahmen der stationéren Vollversorgung
mitgedeckt worden sind, identifiziert und zugeordnet werden,

e etwaige Veranderungen fir die Leistungsberechtigen , die Leistungserbringer und Leis-
tungstrager aufgefthrt werden.

3. Forderung des Personlichen Budgets

Teilhabeleistungen, die vom Selbstbestimmungsrecht gepragt sind, finden ihren Ausdruck
in besonderer Weise in der Leistungsform des Persdnlichen Budgets. Dennoch ist festzu-
stellen, dass diese Leistungsform bisher eher zurlickhaltend genutzt wird. Das gilt beson-
ders fiir die Umsetzung von trageribergreifenden Persdnlichen Budgets.

Die Hindernisse fir die flachendeckende Anwendung (tréageribergreifender) Persénlicher
Budgets sind daher aufzuarbeiten und sich daraus ergebene Handlungsvorschlage umzu-
setzen.

Hierzu wie flr weitere Einsatzbereiche des Persdnlichen Budgets sind die Ergebnisse des
zur Zeit laufenden Férderprogramms zur Strukturverstérkung und Verbreitung Persénlicher
Budgets zu evaluieren und die Implementierung guter Anwendungen zu verbreiten und zu
férdern.

Dartber hinaus sieht der Beschluss zum EntschlieBungsantrag des Deutschen Bundesta-
ges (BT-Drs. 16/8525, BR-Drs. 210/08) vor, dass auch in der sozialen Pflegeversicherung
im Rahmen von Modellprojekten die Inanspruchnahme von Persénliche Budgets unter Auf-
hebung der bisherigen Gutscheinlésung, bei Gewahrung der ambulanten Sachleistungsbe-

8 hier Abgleich mit B-L-AG ,Pflegebedrftigkeitsbegriff*
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trage als Budgetleistung und auch bei nicht zugelassenen Pflegeeinrichtungen oder nicht
zugelassenen Einzelpflegekraften vertieft wissenschaftlich erprobt wird.

Férderung der Teilhabe am Arbeitsleben

Um Menschen mit Behinderungen besser in den allgemeinen Arbeitsmarkt eingliedern zu
kénnen, sind dauerhafte Nachteilsausgleiche fir Arbeitgeber notwendig. Einige Bundeslan-
der haben hierzu bereits Modelle geschaffen.

Diese und. weitere Instrumente werden bewertet und fortentwickelt. AuBerdem sind auch
die Handlungsempfehlungen der Studie zur Verbesserung der Ubergénge von der WfbM auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt einzubeziehen®.

Langerfristige Begleitprojekte sind:

a) Forderung der inklusiven Sozialraumgestaltung

Die Voraussetzungen fir die Gewahrleistung einer umfassenden Barrierefreiheit, wohnort-
naher zuganglicher Beratungs- und Unterstltzungsleistungen fir Menschen mit Behinde-
rungen, deren Angehdrigen und sonstiger Unterstitzer, die Férderung von Selbsthilfeinstitu-
tionen und ehrenamtlicher Strukturen sowie Angebote zur gesellschaftlichen Teilhabe fur
Menschen mit und ohne Behinderungen mussen in den Kommunen erfillt werden.

Bund, Lander und Kommunale Spitzenverbande entwickeln zur Umsetzung der VN-
Konvention gemeinsam Handlungsstrategien, wie diese Eckpunkte in politisches Handeln
umgesetzt werden kénnen.

b) Férderung zur Konversion stationarer Einrichtungen und individueller Wohnfor-
men

Auf der Basis von erfolgreichen Konversionen (best-practise) von stationaren (GroB-) Ein-
richtungen zu individuell angepassten Wohnformen bzw. Studien dazu werden Begleitpro-
gramme flr Konversion und zur Angebotsvielfalt zusammengefihrt und verbreitet.

Neue Ideen zu alternativen Wohnformen sollten ggf. in Modellen praktisch erprobt und -
wenn notwendig - geférdert werden.

° Gesellschaft fur Integration, Sozialforschung und Betriebspadagogik (ISB), Entwicklung der Zugangszahlen zu Werkstatten fir
behinderte Menschen, Studie im Auftrag des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales, 2008.

12



-13 -

Wissenschaftliche Begleitung der Neuausrichtung der Eingliederungshilfe

Die Umsetzung entsprechend der Neuausrichtung der Eingliederungshilfe wird bundesweit
bei einzelnen Tragern der Sozialhilfe wissenschaftlich begleitet und ausgewertet. Der Uber-
wiegende Mehraufwand vor Ort wird durch den Bund geférdert. Ziel ist es, ndhere Erkennt-
nisse Uber die Auswirkungen der Neuausrichtung insbesondere auf die Leistungsberechtig-
ten und auf die Trennung von Fachleistung der Eingliederungshilfe und den existenzsi-
chernden Leistungen sowie Leistungen zum Wohnen zu erreichen.

BAG
WfbM
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